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Auszüge aus dem Brandenburgisches Straßengesetz 
(BbgStrG)  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009  
(GVBl.I/09, [Nr. 15], S.358),  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Oktober 2011  
(GVBl.I/11, [Nr. 24]) 

„… § 2 

Öffentliche Straßen 

(1) Öffentliche Straßen sind diejenigen Straßen, Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr 

gewidmet sind.  

(2) Zu der öffentlichen Straße gehören 

1. der Straßenkörper; das sind insbesondere der Straßengrund, der Straßenunterbau, der 

Straßenoberbau, die Brücken, Tunnel, Durchlässe, Dämme, Gräben, 

Entwässerungsanlagen, Böschungen, Stützwände, Lärmschutzanlagen, die Fahrbahn, 

Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Parkplätze, Park- und Materialbuchten sowie 

Rastplätze, soweit sie mit einer Fahrbahn im Zusammenhang stehen (unselbstständige 

Parkflächen, unselbstständige Rastplätze), Bushaltebuchten sowie Rad- und Gehwege, 

auch wenn sie ohne unmittelbaren baulichen Zusammenhang im Wesentlichen mit der 

Fahrbahn gleichlaufen (unselbstständige Rad- und Gehwege), und die Flächen 
verkehrsberuhigter Bereiche; 

2. der Luftraum über dem Straßenkörper; 

3. das Zubehör; das sind die Verkehrszeichen, die Verkehrseinrichtungen und sonstigen 

Anlagen aller Art, die der Sicherheit oder Leichtigkeit des Straßenverkehrs oder dem Schutz 
der Anlieger dienen, und die zur Straße gehörenden Pflanzen (Straßenbegleitgrün); 

4. die Nebenanlagen; das sind solche Anlagen, die überwiegend den Aufgaben der 

Straßenbauverwaltung dienen, wie Straßenmeistereien, Gerätehöfe, Lager, Lagerplätze, 
Ablagerungs- und Entnahmestellen, Hilfsbetriebe und -einrichtungen. 

(3) Bei öffentlichen Straßen auf Deichen, Staudämmen und Staumauern gehören zum Straßenkörper 

lediglich der Straßenoberbau, die Fahrbahn, die Trennstreifen, die befestigten Seitenstreifen sowie die 
unselbstständigen Rad- und Gehwege und die unselbstständigen Parkflächen. …, 

§ 14 

Gemeingebrauch, Anliegergebrauch 

(1) Der Gebrauch der öffentlichen Straße ist jedermann im Rahmen der Widmung und der 

Straßenverkehrsvorschriften innerhalb der verkehrsüblichen Grenzen gestattet (Gemeingebrauch). 

Auf die Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs besteht kein Rechtsanspruch. Für Erschwernisse, 

die durch Einschränkungen des Gemeingebrauchs hervorgerufen werden, besteht kein Anspruch auf 

Ersatz der Mehraufwendungen bzw. auf Ausgleich gewerblicher Nachteile. 

(2) Im Rahmen des Gemeingebrauchs hat der fließende Verkehr den Vorrang vor dem ruhenden 

Verkehr, soweit sich aus der Widmung der Straße und dem Straßenverkehrsrecht nichts anderes 
ergibt.  



(3) Die Erhebung von Gebühren für die Ausübung des Gemeingebrauchs bedarf einer gesonderten 
gesetzlichen Regelung.  

(4) Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, die an einer öffentlichen Straße gelegen sind 

(Straßenanlieger), dürfen innerhalb der geschlossenen Ortslage die an die Grundstücke 

angrenzenden Straßenteile über den Gemeingebrauch hinaus auch für Zwecke der Grundstücke 

benutzen, soweit diese Benutzung zur Nutzung des Grundstücks erforderlich ist, den 

Gemeingebrauch nicht dauernd ausschließt oder erheblich beeinträchtigt und nicht in den 

Straßenkörper eingreift.  

(5) Den Straßenanliegern steht unbeschadet des § 22 Abs. 5 kein Anspruch darauf zu, dass die 
Straße nicht geändert oder nicht eingezogen wird…., 

§ 18 
Sondernutzung 

(1) Die Benutzung der Straße über den Gemeingebrauch hinaus ist Sondernutzung. Sie bedarf der 

Erlaubnis der Straßenbaubehörde, in Ortsdurchfahrten der Erlaubnis der Gemeinde. Soweit die 

Gemeinde nicht Träger der Straßenbaulast ist, darf sie die Erlaubnis nur mit Zustimmung der 

Straßenbaubehörde erteilen. Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmte Sondernutzungen in den 

Ortsdurchfahrten und in den Gemeindestraßen von der Erlaubnispflicht befreien und die Ausübung 

regeln. Soweit die Gemeinde nicht Träger der Straßenbaulast ist, bedarf die Satzung der Zustimmung 
der Straßenbaubehörde.  

(2) Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder Widerruf erteilt werden. Sie kann mit Bedingungen versehen 

und mit Auflagen verbunden werden. Über die Erteilung der Erlaubnis nach Absatz 1 ist nach 

pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. Soweit die Gemeinde nicht Träger der Straßenbaulast ist, 

hat sie eine widerruflich erteilte Erlaubnis zu widerrufen, wenn die Straßenbaubehörde dies nach 
pflichtgemäßem Ermessen verlangt. 

(3) Der Erlaubnisnehmer hat gegen den Träger der Straßenbaulast keinen Ersatzanspruch bei 
Widerruf der Erlaubnis oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der Straße.  

(4) Der Erlaubnisnehmer hat Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, dass sie den Anforderungen 

der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Technik genügen. Arbeiten an der 

Straße bedürfen der Zustimmung der Straßenbaubehörde.  

(5) Der Erlaubnisnehmer hat auf Verlangen der für die Erlaubnis zuständigen Behörde die Anlagen auf 

seine Kosten zu ändern und alle Kosten zu ersetzen, die dem Träger der Straßenbaulast durch die 

Sondernutzung entstehen. Hierfür kann der Träger der Straßenbaulast angemessene Vorschüsse und 

Sicherheiten verlangen. Beim Erlöschen oder beim Widerruf der Erlaubnis sowie bei der Einziehung 

der Straße hat der Erlaubnisnehmer auf Verlangen der Straßenbaubehörde innerhalb einer 

angemessenen Frist die Anlagen zu entfernen oder den benutzten Straßenteil in einen 

ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen.  

(6) Wechselt der Träger der Straßenbaulast, so bleibt eine nach Absatz 1 erteilte Erlaubnis bestehen.  

(7) Sonstige nach öffentlichem Recht erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder Bewilligungen 

werden durch die Sondernutzungserlaubnis nicht ersetzt.  

(8) Bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Brandenburgischen Straßengesetzes und des 

Brandenburgischen Abfallgesetzes vom 20. Mai 1999 (GVBl. I S. 162) bestehende unwiderrufliche 

Nutzungsrechte an öffentlichen Straßen können, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Trägers 
der Straßenbaulast erforderlich ist, durch Enteignung aufgehoben werden. § 42 gilt entsprechend. 

§ 19 

Besondere Nutzungen 



Einer Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 bedarf es nicht, wenn für eine übermäßige Straßenbenutzung eine 

straßenverkehrsrechtliche Erlaubnis oder Ausnahmegenehmigung erteilt ist oder sie einer baulichen 

Anlage dient, für die eine Baugenehmigung vorliegt. Vor ihrer Entscheidung hat die hierfür zuständige 

Behörde die sonst für die Sondernutzungserlaubnis zuständige Behörde zu hören und ihre 

Entscheidung zu beachten. Die von dieser geforderten Bedingungen, Auflagen und 

Sondernutzungsgebühren sind dem Antragsteller in der Erlaubnis oder Genehmigung 
aufzuerlegen…., 

§ 21 
Gebühren für Sondernutzungen 

(1) Für Sondernutzungen können Sondernutzungsgebühren erhoben werden. Sie stehen in 

Ortsdurchfahrten den Gemeinden, im Übrigen dem Träger der Straßenbaulast zu. Bei Bemessung der 

Gebühren sind Art und Ausmaß der Einwirkungen auf die Straße und den Gemeingebrauch sowie das 
wirtschaftliche Interesse des Gebührenschuldners zu berücksichtigen.  

(2) Das für das Straßenwesen zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung die Erhebung und 

Höhe der Sondernutzungsgebühren, soweit sie dem Land als Baulastträger zustehen, zu regeln. Die 

Landkreise und Gemeinden können die Gebühren durch Satzung regeln, soweit ihnen die 
Sondernutzungsgebühren zustehen….“ 

 

 

 

 


